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Die Vernichtung „unwerten“ Lebens

Würdige
Ehrung

Dollfuß-
Gedenken

Wie alljährlich versammeln
wir uns auch heuer am

Samstag, den 
21. Juli 2007, 10h,

am Hietzinger 
Friedhof

zum Gedenken an die 
Ermordung von Bundes-

kanzler Dr. Engelbert Dollfuß,
so wie der drei Offiziere 
Biedermann, Huth und 

Raschke. 

Wir treffen uns um 9:45 Uhr
beim Eingang Maxingstraße,
Autobusstation. Zu erreichen

entweder von der Station 
Kennedybrücke der U4 und 

weiter mit Autobus 58B oder 
von der Schnellbahnstation

Meidling mit Autobus 8A 
in Richtung ORF-Zentrum.
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In ihren Begrüßungsworten
verwies die Präsidentin
darauf, dass es bis heute zu

dieser Ehrung lange gedauert
hätte, und fast kein Mitglied
der Körperschaften mehr die
Zeit bis 1945 bewusst miter-
lebt hatte. Dieser Gedenktag
sei nicht nur auf das Hohe
Haus beschränkt sondern sol-
le durch die Beteiligung von
Gästen, insbesondere junger
Menschen und die Übertra-
gung im Fernsehen ganz Ös-
terreich in das Gedenken mit
einbinden. Es sollen in beson-
derer Weise die Leistungen je-
ner Menschen, die tatkräftig
gegen die NS-Gewalt einge-
treten sind, hervorgehoben und
ihnen Anerkennung und Wür-
digung zukommen gelassen
werden. Diese Frauen und
Männer mit außergewöhn-
licher Courage hätten in gro-
ßen und in kleinen Taten jenen
Mut aufgebracht, den andere
nicht gehabt oder nicht auf-
bringen gekonnt haben. Diese
Veranstaltung solle auch Mah-
nung für die heutige Zeit sein,
in einem ehrlichen Rückblick
und im Wissen um die Ereig-
nisse dieser schrecklichen Zeit
wachsam allen Anfängen von
Gewalt und Rassismus zu trot-
zen. Wir lebten heute in einem
demokratischen Rechtsstaat,
aber umso mehr müssten wir

diese Freiheit bewahren und
den Rechtsstaat ausbauen.
Dieser Gedenktag dürfe nicht
zur Routine werden, sondern
die Politiker hätten die beson-
dere Aufgabe, den richtigen
Umgang mit der Geschichte zu
leben und an nachfolgende
Generationen weiterzugeben.
Die Widerstandskämpferinnen
und Widerstandskämpfer seien
mit ihrem Auftreten für ein
freies und demokratisches Ös-
terreich und ihren humanen
Vorstellungen und Idealen
dem inhumanen NS Regime
entgegen getreten. Abschlie-
ßend erwies sie nochmals al-
len, die Widerstand geleistet
hatten, ihren Respekt.

Univ.Prof. DDr. Oliver
Rathkolb verwendete in seiner
Rede den Widerstandsbegriff
sowohl für aktives Handeln,
als auch für kleine Taten oder
Unterlassungen  in der NS-
Zeit. Dazu gehörte sowohl
Schwarzhören wie auch das ju-
gendliche Handeln als Trotz-
reaktion. Die Aktivistinnen
und Aktivisten seien aber auch
durch ein Resistenzmilieu ge-
tragen worden, ohne welchem
sie nicht hätten agieren kön-
nen. Er erwähnte den ersten
Bundeskanzler nach 1945,  DI
Leopold Figl, der sofort 1938
ins KZ verschleppt und nach

dem Attentat auf Hitler 1944
zum Tode verurteilt wurde.
Nur durch den Einmarsch der
Roten Armee konnte er dem
Tod durch Hinrichtung entge-
hen. Gleichfalls erwähnte er
Dr. Bruno Kreisky, der eben-

falls 1938 von der Gestapo
verhaftet und ins Exil nach
Schweden gezwungen worden
war. 

Er wies auf das erste poli-
tische Memorandum der ehe-
maligen Häftlinge des KZ
Dachau nach 1945 hin, das
von Ludwig Soswinski für die
KPÖ, Hans Becker für die
ÖVP, Alfred Miksch für die
SPÖ, Heinrich Dürmaier für
die KPÖ sowie Hans August
von Hammerstein-Ecquardt,
Hans Marschalek, Bruno
Schmitz unterfertigt war, und
in dem sie für einen gemein-

samen demokratischen Beginn
eintraten, der einen Anschluss
an Deutschland sowie die
Rückkehr zu undemokrati-
schen Systemen verhindern
sollte. Im Jahr 1946 habe die
Bundesregierung in einem of-
fiziellen Rot-Weiß-Rot Buch
die Leistungen des Wider-
standes gewürdigt, um im Hin-
blick auf die Bringschuld in
Entsprechung der Moskauer
Deklaration von 1943  diesen
Widerstand ausführlich nach-
zuweisen. Nach dem Krieg
seien jedoch an der Spitze al-
ler Aktivitäten der Wiederauf-
bau, die Staatsvertragsver-
handlungen sowie die Inte-

gration der Heimkehrer ge-
standen. Die Überzeugung der
gemeinsamen Opferrolle und
der kalte Krieg hätten alles in
den Hintergrund gedrängt.
Heiße Debatten habe es um die
Amnestie und Wiedereinglie-
derung der NS-Parteimitglie-
der zwecks Werben um Stim-
men für die Nationalratswahl
1948 durch alle Parteien ge-
geben. Damit sei der der
Widerstand endgültig margi-
nalisiert worden und das Tra-
gen des KZ-Abzeichens habe
eher Nachteile als Vorteile ge-
bracht. Und dies sei die Para-
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Würdige Ehrung der 
Widerstandskämpfer im Parlament
Durch längere Jahre hat die Arbeitsgemeinschaft der KZ Verbände und Widerstands-
kämpfer Österreichs – die Plattform für die Zusammenarbeit der 3 im Opferfürsorgege-
setz zur Vertretung der Opfer berufenen Organisationen - versucht, den seit dem Parla-
mentsbeschluss vom 11. November 1997 jährlich stattfindenden Gedenktag gegen Gewalt
und Rassismus einmal dem Andenken der aktiv im Widerstand gegen Hitler und das NS
Regime handelnden Frauen und Männer zu widmen. Erst die Präsidentin des National-
rates Mag. Barbara Prammer hat unserem Ersuchen entsprochen und die Gedenkver-
anstaltung des Nationalrates und des Bundesrates sowie in Anwesenheit von Mitglie-
dern der österreichischen Bundesregierung am 4. Mai 2007 im historischen Sitzungs-
saal des Parlaments unter das Thema „WIDERSTAND 1938 BIS 1945 – ZIVILCOURA-
GE HEUTE“ gestellt. 



doxie der Geschichte, obwohl
im ersten 1945 gewählten Na-
tionalrat von 165 Abgeordne-
ten zumindest 45 % im Ge-
fängnis, im KZ oder im Exil
gewesen sei. Erst 1962 sei über
Antrag des damaligen Außen-
ministers ein Ministerkomitee
zur Erarbeitung einer ge-
schichtlichen Darstellung über
den Beitrag von Österreichern
zur Befreiung im Sinne der
Moskauer Deklaration einge-
setzt worden. Damit sollte Ge-
schichtspolitik zur Entwick-
lung der Österreichischen Na-
tion gemacht werden. Schließ-
lich sei am 11.Feber 1963 die
Gründung des überpartei-
lichen Dokumentationszen-
trums des Österreichischen
Widerstandes als Forschungs-
institution über die Gescheh-
nisse in der NS-Zeit erfolgt.
Rathkolb vertrat weiters die
Meinung, dass der Auftrag zur

Erarbeitung des Österreichi-
schen Beitrages in Erfüllung
der Forderung der Moskauer
Deklaration nicht gelungen
sei, da die Zuordnung der Ak-
tivitäten mit einem hohen An-
teil an kommunistischen Op-
fern zu den politischen Lagern
nicht gelungen war. Ab 1986
habe in Österreich eine neue
Diskussion über die Rolle von
Österreichern in der NS-Zeit
begonnen und bisher unterge-
gangene Gruppen wie die jü-
dischen Opfer, Roma und Sin-
ti, Verfolgte wegen ihrer ge-
schlechtlichen Veranlagung

und Deserteure haben ein neu-
es Bild über diese Zeit zu
schaffen begonnen. 

Er betonte nochmals die
Leistungen jener Frauen und
Männer, die einen Beitrag zur
Destabilisierung des NS-Re-
gimes und zur Befreiung un-
serer Republik geleistet haben,
wobei natürlich der Hauptan-
teil an der Zerschlagung des
Deutschen Reiches bei den
Leistungen der alliierten Ar-
meen gelegen war.  In diesen
Armeen waren rund 10.000
ehemalige Österreicher tätig,
die ihr Leben für die Befreiung
ihrer Heimat eingesetzt haben.
Nur Bruchstücke von Schick-
salen dieser Frauen und Män-
ner sind bekannt. Besonders
die 2700 Frauen und Männer,
die als Aktivisten des Wider-
standes nach Gerichtsverfah-
ren hingerichtet worden waren,
sind nicht wirklich fester Be-

standteil unserer österreichi-
schen Geschichte geworden.

Das Dokumentationsarchiv
des österreichischen Wider-
standes und das Karl von Vo-
gelsang Institut arbeiten der-
zeit an der Erfassung aller Op-
fer des Nationalsozialismus
vom 11. März 1938 bis zum 8.
Mai 1945, um diese For-
schungslücke zu schließen und
das Fehlen des gesamtöster-
reichischen Bewusstseins über
diese Zeit zu bereinigen. Rund
4.500 Personen haben bisher
das Ehrenzeichen für die Be-
freiung Österreichs erhalten.

Trotzdem ist zu ersehen, dass
der Widerstand nach wie vor
ein umstrittener Erinnerungs-
ort ist.

Abschließend stellte Rath-
kolb klar, dass es nicht um
Auf- oder Gegenrechnung
zwischen  Opfern, Tätern und
Täterinnen, Mittätern und Zu-
schauern geht, es geht um Ge-
denken an alle Opfergruppen. 

Im Anschluss wurde ein
Film über 2 Frauen im Wider-
stand gezeigt, und zwar über
Rosa Jochmann und über
Schwester Restituta (Helene
Kafka).

Der Präsident des Bundes-
rates Manfred Gruber  beton-
te in seiner Ansprache, dass
der diesjährige Gedenktag an
den Widerstand von Österrei-
cherinnen und Österreichern
erinnern solle, die aus unter-

schiedlichsten politischen, re-
ligiösen und persönlichen
Überzeugungen gegen das NS
Regime aufgetreten waren.
Tausende Menschen seien von
der Gestapo verfolgt, gemar-
tert und in Lager, Gefängnisse,
ja sogar in den Tod geschickt
worden. Es seien Menschen
aus allen Gesellschaftsschich-
ten, sozialer Herkunft, jung
oder alt gewesen. Ihr Wider-
stand bedeute nicht allein be-
waffnetes Handeln, sondern
auch der Widerstand des Wor-
tes, der Haltung und jener des
Gewissen hätten eine ent-

scheidende Rolle gespielt. Seit
1990 habe die Entwicklung
der Betrachtung der österrei-
chischen Bevölkerung in ih-
rem Verhalten in der NS Zeit
neue Erkenntnisse ergeben. Er
verneigt sich vor allen Opfern
des Widerstandes, die heute
diesen Gedenktag hier im Par-
lament mitbegehen. Er spricht
aber auch voll Hochachtung
von jenen Opfern, die heute
nicht mehr in dieser Runde
weilen können. Er hob be-
sonders Rosa Jochmann her-
vor, die auch nach 1945 für die
Versöhnung und gegen das
Vergessen aktiv eingetreten ist.
Allein in seinem Bundesland
Salzburg seien über 2.000
Menschen von der Gestapo
verfolgt worden; Soldaten und
Geistliche, Arbeiter, Bauern,
Intellektuelle und viele ande-
re seien darunter gewesen.
Menschen aller Berufs- und

Altersgruppen seien aufgetre-
ten. Er führte als Beispiele 
2 Frauen an, die gegen das Re-
gime auftraten:

Ordensschwester Anna
Berta Königsegg, die mit gro-
ßen Mut gegen die staatlich
angeordnete Ermordung gei-
stig Behinderter eingetreten
ist, aber auch die erst vor we-
nigen Tagen verstorbene Kom-
munistin Agnes Primocic, die
Ende April 1945 allein 17 zum
Tode verurteilte Gefangene
aus dem Lager Hallein befrei-
te. Sie sagte: „Nicht stillhal-
ten, wenn Unrecht geschieht.“
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Dies alles seien klare Beispie-
le von Zivilcourage und die-
se kann viel verändern. Auch
in der Demokratie bedürfen
wir dieser Zivilcourage.

In einem kurzen Film hat-
ten Schülerinnen und Schüler
ihre persönliche Meinung zum
Thema „Zivilcourage“ darge-
legt und dieser Film hat die ver-
schiedenen Betrachtungswei-
sen dieser jungen Österreicher-
innen und Österreicher in den
diversen Nuancierungen und im
Hinblick auf Krieg, Demokra-
tie und persönliches Verhalten
eindrucksvoll wiedergegeben.

Prof. Rudolf Nagiller führ-
te mit den Bundesobleuten der
3 Opferorganisationen Oskar
Wiesflecker, Prof. Alfred Stroer
und KomR Dr. Gerhard Kaste-
lic eine Gesprächsrunde, in der

alle Herren ihre Genugtuung
über die Ehrung der Opfer des
Widerstandes ausdrückten und
stolz über diese Ehrung der
zehntausenden Opfer sind, wo-
bei leider viele diese Ehrung
nicht mehr persönlich ent-
gegennehmen können.  Jeder
konnte Menschen als Beispie-
le für jede Art von Widerstand
anführen und diese Menschen
sind die Basis für alle Hand-
lungen gewesen. Auf die Ge-
fahren für Leib und Leben sind
sie speziell eingegangen. Auch
16-jährige wurden gnadenlos
hingerichtet. Die Gründe für
das baldige Vergessen oder Ver-
drängen der Leistungen aus
dem Widerstand lag nach der
politisch motivierten Trennung
der einzigen Opferverbände in
der politischen Entwicklung
der Nachkriegszeit. Aber alle 3
Organisationen haben ein ge-

meinsames Ziel, die Vertretung
der Interessen der Opfer. Auch
junge Menschen sollen die Ge-
schichte wahrheitsgemäß er-
fahren. Ebenso seien Frauen im
Widerstand aktiv gewesen,
seien verurteilt und hingerich-
tet worden. Vielfach hätten sie
aber im Hintergrund gesorgt
und sich gegenseitig geholfen.
Es ist Aufgabe der Opferver-
bände, die Jugend zu infor-
mieren und sie aufzufordern,
ihre Meinung zu sagen, Zivil-
courage und Toleranz zu zei-
gen sowie wachsam zu sein,
Verführern nicht zu verfallen
und die Demokratie aktiv mit-
zugestalten. Bei Kontakten mit
Schulen und Jugendorganisa-
tionen solle man an Hand von
Beispielen die Geschichte er-
klären. Zu der Frage, warum
nicht mehr Widerstand geleis-
tet worden ist: das gesamte Sys-

tem sei derart durchorganisiert
gewesen, dass eine Kontakt-
nahme sehr schwierig gewesen
sei. Vielfach haben in der er-
sten Zeit der NS-Herrschaft die
Eindrücke aus Deutschland der
Bevölkerung die Augen ge-
blendet. Die Bevölkerung hat-
te vorerst keine Ahnung über
die Hintergründe und das Böse
des Nationalsozialismus. Die
Einrichtung der vom Parlament
geplanten Demokratiewerkstatt
wird von allen 3 Herren be-
grüßt. 

Aus dem Kreis der Teil-
nehmer war deutlich zu hören,
dass diese würdevolle Veran-
staltung den Leistungen der
von 1938 bis 1945 im aktiven
Widerstand stehenden Öster-
reicherinnen und Österreicher
gerecht geworden ist.

GK

1. Zwischen den beiden
politischen Gruppie-
rungen in Schatten-

dorf, den Sozialdemokraten
(SOZ) und deren Schutzorga-
nisation „Republikanischer
Schutzbund“ (SB) einerseits
und den den Christlichsozia-
len nahestehenden monarchis-
tisch Gesinnten aus ehemali-
gen Soldaten bestehenden
Frontkämpfern (FK) ander-
seits, bestand eine Vereinba-
rung, dass jede der beiden
Gruppen jedes zweite Woche-
nende eine Kundgebung unter
freiem Himmel abhalten kön-

ne, ohne von der anderen
Gruppe gestört zu werden. Die
FK haben für Sonntag den
30.1.1927 bei der Bezirks-
hauptmannschaft eine Kund-
gebung unter freiem Himmel
angemeldet, in deren Rahmen
auch mit einer Gruppe aus
Wien deren Obmann Oberst
Hiltl kommen und sprechen
sollte. Unter Bruch dieser Ver-
einbarung haben die SOZ ohne
behördliche Bewilligung mit
aus der Umgebung herbeige-
rufenem SB den Bahnhof noch
vor Ankunft des Zuges aus
Wien besetzt und damit die
ordnungsgemäß angemeldete

Kundgebung der FK gestört.
Als die FK zum Empfang ih-
rer Wiener Gäste zum Bahnhof
gekommen sind, sind sie von
den zahlenmäßig überlegenen
SOZ mit Prügeln in ihr Stamm-
lokal, das Gasthaus Scher-
mann, gedrängt, regelrecht be-
lagert und beschimpft worden:
„Kummts aussi, wenn `S euch
trauts“. Die zwei Söhne und
der Schwiegersohn von Scher-
mann haben die Nerven verlo-
ren und aus dem Dachfenster
mit Schrott auf die SOZ ge-
schossen, aus deren Reihen
ebenfalls geschossen worden
sein soll. Ein invalider SB und

ein Kind sind getötet, zahlrei-
che verwundet worden. Die
drei schießwütigen FK sind
von der damals örtlich zustän-
digen Staatsanwaltschaft Wien
wegen Verbrechens der öffent-
lichen Gewalttätigkeit durch
boshaftes Handeln unter be-
sonders gefährlichen Umstän-
den gem. § 87 StG angeklagt
worden. Derartige Delikte sind
damals vor ein Geschwore-
nengericht gekommen. (PÖ
286 300, ZB 166, 169 f. HD
18/359 ff., FK 5/2002-5 ff.).

2. Die Geschworenenge-
richte, zurückgehend auf eine

Fatale Folgen
Hubert Jurasek

Durch eine unheilvolle Verkettung von Fehlbeurteilungen, Fehlentscheidungen und wid-
rigen Umständen ist es aus einem eher harmlosen Gerangel am 30.1.1927 in der nahe der
ungarischen Grenze gelegenen burgenländischen Ortschaft Schattendorf zu den drama-
tischen blutigen Ereignissen des 15.7.1927 mit an die 90 Toten und über 1.000 Verwun-
deten gekommen (PÖ 298 ff. ZB 166, 169 ff., WP 15 f., SW 80, FU, FK 7/1997-5 und FK
5/2002-5 ff. sowie HD 18/59 ff). 



Seite 5Der Freiheitskämpfer

Einführung in der französi-
schen Revolution 1789, sind
viele Jahre lang ein Hauptan-
liegen der SOZ gewesen, weil
Vertreter des Volkes anstelle
der im wesentlichen aus der
herrschenden Klasse stam-
menden Berufsrichter Recht
sprechen konnten. Gemäß den
Bestimmungen der STPO hat-
ten 12 Laien vorerst über die
Schuld zu entscheiden, ohne
dass ein Berufsrichter dabei
sein durfte. Verneinten sie die
Schuld, hatte er nur den Frei-
spruch zu verkünden. Die
rechtsunkundigen Laien sind
vielfach von den Plädoyers der
Staatsanwälte und Verteidiger
überfordert worden, weshalb
es wiederholt zu krassen Fehl-
entscheidungen gekommen
ist. Es sind nicht nur die drei
Todesschützen der FK son-
dern auch alle 233 angeklag-
ten SOZ Demonstranten vom
15.7.1927 freigesprochen wor-
den. Die Geschworenen hat-
ten vor allem bei Prozessen
mit politischem Hintergrund
Scheu vor einem Schuld-
spruch. Erst seit der STPO
Novelle idF der Verordnung
vom 9.12.1975, BGBl. 631,
konnten die Berufsrichter bei
offenkundigem Irrtum der Ge-
schworenen deren Urteil auf-
heben und zu einer neuer-
lichen Verhandlung in einer
anderen Senatszusammenset-
zung verweisen (HD 18/369).

3. Am 14. Juli, dem letz-
ten Verhandlungstag, hat der
Staatsanwalt in seinem Plä-
doyer darauf hingewiesen,
dass die strafrechtliche
Schuld bei den drei Ange-
klagten FK liege; sie habe die
ganze Kraft des Gesetzes zu
treffen. In einer dreieinhalb-
stündigen Beratung haben die
Geschworenen die Schuld der
Angeklagten mit Stimmen-
mehrheit verneint, also einen
Freispruch gefällt. Der Be-
rufsrichter konnte nur diese
Entscheidung der Geschwo-

renen verkünden, was zu Un-
mutsäußerungen seitens der
vor dem Gericht versammel-
ten Menge geführt hat, die
eher einen Schuldspruch er-
wartet hatte. Die Polizei (Pol)
konnte die Menge zerstreuen.
In der folgenden Nacht haben
Polizeipräsident Schober
(PSch) und Bürgermeister
Seitz (BMS) nach Rückfrage
bei den SOZ, SB und FK ver-
einbart, die bereitgestellten
Ordnungskräfte nach Hause
zu schicken; es lägen keine
Informationen vor, dass am
nächsten Tag Demonstratio-
nen stattf inden würden. Um
23 Uhr regte die Zentrallei-
tung des SB bei der SOZ-Par-
teileitung an, den SB zu alar-
mieren, um für allfällige Pro-
testkundgebungen gerüstet zu
sein; dies wurde von der Par-
teileitung abgelehnt. Folgen-
schwere Fehlentscheidungen,
mussten doch mangels tech-
nischer Mitteln die nach Hau-
se geschickten Ordnungs-
kräfte erst durch Boten auf
Fahrrädern wieder einberu-
fen werden. (PÖ 299, 307, ZB
168, 171, FU, HD 18/377 ff.,
FK 5/2002-6 f., AS 176).

4. Der Leitartikel der AZ
vom 15.7.1927 des wortge-
waltigen und jähzornigen
Chefredakteurs Friedrich Aus-
terlitz strotzte von Beleidi-
gungen der Geschworenen
und gipfelte in der aufreizen-
den rhetorischen Frage, ob
dieses Urteil an sich nicht
schon den Bürgerkrieg be-
deute. Dieser Artikel ist nach
Meinung von Klemens Klem-
perer Anlass der blutigen Er-
eignisse vom 15.7.1927 ge-
wesen, was auch Julius
Deutsch beim Lesen dieses
Artikels befürchtet hatte. Karl
Renner hat auf dem Parteitag
der Sozialisten am 29.10.1927
die Schärfe dieses Artikels ge-
rügt. Laut Historiker Walter
Goldinger hat Austerlitz mit
diesem Artikel den Funken in

das Pulverfass geworfen (PÖ
305 f., ZB 172, HD 18/327,
371,  AS 176, FK 5/2005-6,
KK 215 ff., 251, FU).

5. In der Nacht zum 15.7.
haben die vorwiegend SOZ or-
ganisierten Angestellten der
Wiener E-Werke beschlossen,
gegen dieses „Schandurteil“
etwas zu unternehmen. Sie
schickten eine Delegation in
die Redaktion der AZ in Wien
5, Rechte Wienzeile, wo der
SOZ-Parteivorstand noch tag-
te, mit dem Ersuchen um Wei-
sungen; eventuell General-
streik oder Demonstrationen?
Der noch anwesende Otto

Bauer entzog sich der Dis-
kussion; konnte man gegen die
Geschworenengerichte de-
monstrieren, für deren Ein-
richtung man so lange ge-
kämpft habe? Austerlitz ver-
wies auf seinen Artikel in der
AZ, Ernst Fischer, ab 1945 bei
der KP, riet zum Generalstreik.
Der SOZ Otto Leichter mein-
te, die Partei hätte in diesen
Augenblick nicht wieder be-
schwichtigen und beruhigen
können, sie habe die Gefahr
verkannt. Es sei unterlassen
worden, den SB aufzubieten,
sowohl das Kommando des
SB als auch Otto Bauer hätten
wissen müssen, dass es bei der
Empörung der Wiener Arbei-
ter zum Schusswechsel mit der

POL hätte kommen müssen,
weil die Disziplin nicht durch
die eigenen Ordner gesichert
gewesen sei. In einer solchen
Lage könne die Disziplinlo-
sigkeit einer Gruppe eine
schwere Niederlage bedeuten,
rügte Karl Renner auf den
SOZ-Parteitag vom
29.10.1927 (PÖ 301 ff., ZB
173, AS 176, FK 5/2002-7,
HD 27/26, FU).

6. Mangels Entscheidung
der SOZ-Parteiführung haben
noch in der Nacht die Bedien-
steten der Wiener E-Werke aus
eigenem beschlossen, durch
Abschaltung des Stromes das

Signal zum Streik zu geben.
BMS, der im Rathaus weilte,
ist um 3 Uhr früh verständigt
worden und setzte sich mit
dem Organisator des SB Julius
Deutsch in Verbindung; die
Bediensteten der E-Werke mö-
gen beschwichtigt werden, es
bestehe kein Grund zur Be-
sorgnis. Die Verständigung des
SB ist im Bewusstsein der
mangelnden Gefahr unterlas-
sen worden. Erst um 8 Uhr
früh hat Julius Deutsch die Pol
über die geplante Demonstra-
tion informiert, der SB hätte
schon zum Teil mobilisiert
werden können; entsprechen-
de polizeiliche Bereitschaften
mögen unbewaffnet „die Hitz-
köpfe in Schach halten“. PSch

Johann Schober Karl Seitz



hat seinen Leuten befohlen,
sich nicht provozieren zu las-
sen. Erst um 9 Uhr früh gibt Ju-
lius Deutsch den Befehl zur
Alarmierung der Ordnertrup-
pe des SB, nachdem er erkannt
hatte, dass sein Versuch, die
Streikenden über die Bezirks-
parteisekretariate zu beruhi-
gen, fehlgeschlagen ist. (HD
18/374 ff.) 

7. Um 9 Uhr sind schon die
ersten Demonstrationszüge der
E-Werk-Angestellten am Ring
eingetroffen, ein Transparent
mit der Aufschrift „Protest
dem Schandurteil, wir greifen
zur Selbsthilfe“ mit sich füh-
rend. In der Folge sind auch
aus den äußeren Stadtbezirken

Streikende aus den Betrieben
in ungeordneten Zügen auf der
Wiener Ringstraße eingetrof-
fen und haben sich allmählich
mit den dortigen Demonstran-
ten zu einer anonymen führer-
losen Masse vereint. Unter die
politisch motivierten Demon-
stranten hat sich Pöbel ge-
mischt, dem es ein Leichtes
gewesen ist, mit Hetzparolen
die Demonstranten zu unbe-
dachten Handlungen mitzu-
reißen. Das sei keine der üb-
lichen ruhigen und diszipli-
nierten Demonstrationen der
SOZ gewesen, sondern ein
Ausbruch unterdrückter Lei-
denschaften (so Leichter). An-

griffe auf die Universität und
das Parlament haben von den
Polizeikräften verhindert wer-
den können, beim Parlament
nur unter Einsatz berittener
Pol. Der nur durch eine dünne
Postenkette gesicherte
Schmerlingplatz vor dem Jus-
tizpalast konnte von den De-
monstranten leicht durchbro-
chen werden. Die gegen 9:30
Uhr auf dem Schmerlingplatz
eingesetzte berittene Pol ist
durch Steinwürfe und mit Lat-
ten von der nahen Baustelle
zurückgeworfen worden. Die
Demonstranten errichteten
Barrikaden. Das gegenüber
dem Rathaus gelegene Pol-
Wachzimmer Lichtenfelsgas-
se ist von den Demonstranten

gestürmt worden, ohne dass
die in Sichtweite gestandene
Gemeindepolizei, hauptsäch-
lich Angehörige des SB, ein-
geschritten wäre. Dass es nicht
nur Uniformstücke gewesen
sind, mit denen die vier na-
hestehenden Laternenpfähle
behängt worden sind, ist aus
der Zahl der toten POL (4) und
aus einer von Elias Canetti in
seinem Buch geschilderten
Szene anzunehmen. (EC 272,
FU, ZB 173, PÖ 308, 304 ff.,
Ex 13, HD 18/384, 405 ff.).

8. Erst gegen 11 Uhr zog
eine Abteilung der Ordnungs-
kräfte des SB auf; ein Teil ging

zu den Demonstranten über,
ein Teil bemühte sich verge-
blich, die Demonstranten von
Exzessen abzuhalten. Plötz-
lich ist aus der spontanen De-
monstration, so Leichter, eine
wütende Aktion geworden, ge-
gen die Sicherheitskräfte von
SB und Pol machtlos gewesen
sind. Gegen 12 Uhr drangen
die ersten Demonstranten über
Leitern von der Baustelle in
das Erdgeschoss und in den er-
sten Stock des Justizpalastes
ein. Aus den Festern wurden
Einrichtungsgegenstände,
Schreibmaschinen und Akten
auf die Straße geworfen, die
von den gut mit Benzin ver-
sorgten (spontanen?) Demon-
stranten  in Brand gesteckt und
in das Haus zurückgeworfen
worden sind. Die Akten ver-
brennen, die Wachleute aus-
räuchern, so schrie die Menge
nach den Schilderungen von
HD 18/374. General Theodor
Körner, der spätere Bundes-
präsident, damals Komman-
dant der Ordnungskräfte des
SB, bemüht, Opfer zu vermei-
den, drängte sich durch die
Menge und konnte mit seinen
Leuten allen in dem schon
brennenden Gebäude Einge-
schlossenen den Weg ins Freie
bahnen, teilweise durch Über-
ziehen von Uniformblusen des
SB (HD 18/374 f., PÖ 403 f.,
ZB 173, FU, FK 7/1997-2).

9. Vormittags tagte im
Bundeskanzleramt eine regu-
läre Ministerratssitzung der
Regierung Prälat Seipel. Um
10:00 Uhr wird Bundeskanz-
ler Seipel (BKS) von den Vor-
gängen am Schmerlingplatz
und beim Justizpalast ver-
ständigt. Er sah in diesen Er-
eignissen, wie aus einer Ein-
tragung in seinem Tagebuch
vom 15.7.1927, 10:00 Uhr,
hervorgeht, „Den Ausbruch
der Revolution“ und ordnet die
Niederschlagung der Demon-
stration an (PÖ 312). Ein
Innenministerium hat es da-

mals nicht gegeben, die Agen-
den der Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ruhe und Sicher-
heit sind in einer Sektion des
BKA zusammengefasst wor-
den. Der mit der Wahrneh-
mung dieser Agenden betrau-
te Vizekanzler Hartleb (Land-
bund) telefonierte mit PSch,
der antwortete, die Polizei sei
derzeit zu schwach, die Ein-
berufung der Bereitschaft sei
noch nicht abgeschlossen; er
ersuche um eventuelle Assis-
tenz des Bundesheeres (KK
215 f.). Dadurch wären nicht
nur die Einsatzkräfte der Pol
verstärkt worden, das Bundes-
heer ist auch für solche Ein-
sätze ausgebildet gewesen und
hat über eine mildere Waffe
verfügt, das Vorgehen mit ge-
fällten Bajonett, bei dem es an-
ders wie beim Schießen, der
ultima ratio, kaum Tote gege-
ben hätte (HD 18/375 ff.).

10. Die um 10:28 Uhr alar-
mierte Feuerwehr schaffte es
nicht, bis zum Justizpalast vor-
zudringen, die Menge ver-
sperrte ihr den Weg. BMS ver-
suchte gemeinsam mit dem SB
die Demonstranten zu be-
wegen, die Feuerwehr durch-
zulassen. Mangels technischer
Einrichtungen hat er sich nicht
weithin verständig machen
können. Hinter ihm schnitten
Demonstranten die Schläuche
der Feuerwehr durch. PSch,
verständigt, dass die Feuer-
wehr nicht durchkomme, teil-
te BMS mit, er werde den Platz
durch Schüsse säubern lassen.
Julius Deutsch, davon ver-
ständigt, ersucht PSch den Be-
fehl zum Einsatz der POL zu-
rückzunehmen, SB-Formatio-
nen träfen ein, um den Platz
vor den Justizpalast zu räu-
men. PSch ist einverstanden,
er schickt eine Motorradordo-
nanz aus, um den Einsatz der
Polizei zu stoppen; Julius
Deutsch schickte den ehema-
ligen Landeshauptmann von
Niederösterreich Albert Sever,
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um die Demonstranten zu be-
ruhigen. Beide sind nicht an
ihr Ziel gekommen. Es konn-
te weder der Kontakt zwischen
den an Ort und Stelle einge-
setzten Ordnungskräften des
SB und der Pol noch auch zwi-
schen Pol Präsidium und den
Einsatzkräften hergestellt wer-
den (PÖ 304, ZB 178, FU).
Wäre es nicht möglich gewe-
sen, einen Meldekopf an einer
Telefonstelle, z.B. im Parla-
ment, wo das Telefon intakt
gewesen sein dürfte, herzu-
stellen, besetzt mit Kriminal-
beamten und einen von diesen
Nichtuniformierten durchzu-
schicken zu den zu Verständi-
genden?

11. Den damals geltenden
rechtlichen Bestimmungen
entsprechend ersuchte PSch
gemäß Artikel 79 und 80 des
BVG idF der Wiederverlaut-
barung durch den Bundes-
kanzler vom 20.9.1925, BGBl
367, i. Z. mit dem damals gel-
tenden Wehrgesetz vom
18.3.1920, StGB 122, BMS in
dessen Eigenschaft als Lan-
deshauptmann von Wien um
den Einsatz des Bundeshee-
res, was dieser ablehnte; auch
Heeresminister Vaugoin lehn-
te den Einsatz des Bundes-
heeres ab. PSch ersuchte nun
um Waffen aus den Beständen
des Bundesheeres zur Aus-
rüstung der Pol, was schließ-
lich aufgrund eines Minister-
ratsbeschlusses erfolgt ist - ein
mehr als verhängnisvolle Ent-
scheidung, ist doch die Pol
weder zum Vorgehen in ge-
schossener Formation noch
auch im Gebrauch der Kara-
biner ausgebildet gewesen.
Zirka 600 mit Schusswaffen
ausgerichteter Polizisten sind
nunmehr eingetroffen und ha-
ben um 14:30 Uhr zu schießen
begonnen; vorerst in die Luft,
dann in die Demonstranten.
Mehr als zwei Stunden wog-
te der Kampf, die Demon-
stranten zurückgeworfen, stür-

men immer wieder an. Erst um
17:00 Uhr haben sie aufgege-
ben. Den ca. 600 Pol sind laut
Leichter 1.000 bis 2.000 De-
monstranten gegenüber ge-
standen, HD schätzte sie auf
ca. 10.000. Auf Seiten der Pol
haben 4 SWB und ein Krimi-
nalbeamter ihr Leben verlo-
ren, ca. 600 sind verletzt wor-
den, auf Seiten der Demon-
stranten sind 85 getötet und
über 1.000 Personen verletzt
worden. Eine genaue Zahl
kann nicht festgestellt werden
(PÖ 305 f., ZB 160, EC, WP
15, FU, HD 18/378, Ex 19).

12. Auch in dem an den
Schmerlingplatz anschließen-
den 8. Wiener Gemeindebe-
zirk Josefstadt ist es zu De-
monstrationen und Plünde-
rungen, unter anderem auch in
Waffengeschäften, gekom-
men. Zwei Zeitungsredaktio-
nen, denen von Austerlitz in
seinem Brandartikel vom
15.7. „Infame Hetze“ vorge-
worfen worden ist – sie haben
schon das Alleinverschulden
der FK in Schattendorf be-
stritten - sind geplündert und
zerstört worden, und zwar: Die
Redaktion der „Wiener Neu-
esten Nachrichten“ in der Jo-
sefsgasse, dessen Chefredak-
teur Paul Kisch gewesen ist,
der Bruder des der Linken na-
hestehenden „Rasenden Re-
porters“, und die „Reichspost“
8. Strozzigasse 8; letztere ein-
schließlich der Wohnung des
Chefredakteurs Friedrich Fun-

der; deren Maschinen sind
zerstört worden. Die geschä-
digten Geschäftsleute haben
aus Staatsmitteln Schadener-
satz erhalten, nicht aber die
Reichspost, deren Schaden
über eine viertel Million Gold-
kronen (ca. 1,1 Millionen
Euro) betragen hat (FFG 680,
Ex 13, HD 18/370).

13. Während im BKA der
Ministerrat tagte, ist die ge-
samte Prominenz der SOZ  und
Gewerkschaften im Parlament
versammelt gewesen, von des-
sen zum Schmerlingplatz füh-
renden Fenstern die Lage über-
blickt werden konnte. Für die
Eisenbahn,- Post,- Telegrafen-
und Fernsprech-Angestellten
in ganz Österreich wurde ein
unbefristeter, für die anderen
ein 24-stündiger Streik ausge-
rufen; in den Bundesländern
ist er am 16.7. ohne wesent-
lichen Schaden beendet gewe-
sen, was Otto Bauer in einer
Versammlung der Metallar-
beiter im September 1927 als
„Schlappe“ bezeichnete. Man-
chen Orts haben die Siche-
rungskräfte von Pol und SB ge-
meinsam für einen friedlichen
Verlauf der Kundgebungen ge-
sorgt, so zum Beispiel in Linz,
wo SB-Kommandant Berna-
schek mit 1.200 Mann gekom-
men ist. In Tirol ist es aufgrund
eines alten Erlasses der Tiroler
Landesregierung aus dem Jah-
re 1921 zur gemeinsamen Ak-
tion zwischen Landesregierung
um Heimwehr gekommen. In

der Steiermark riefen Sirenen
zum Streik auf. Der örtliche
SB-Führer Koloman Wallisch
hat mit seinen Verbänden
Bruck an der Mur besetzt und
Verhandlungen erzwungen.
Der Führer des Steirischen
Heimatschutzes Walter Pfrie-
mer forderte Wallisch zum
Rückzug auf; bei Fortdauer
dieses Zustandes werde er für
eine gewaltsame Lösung sor-
gen. Wallisch hat sich mit sei-
nen Leuten zurückgezogen (PÖ
319 ff., FU, KK 217 f.,
239/116, HD 27/20).

14. Am Nachmittag des
15.3. empfängt BKS, der dar-
auf bestanden hat, erst zu ver-
handeln, wenn der Streik be-
endet ist, BMS und Otto Bau-
er, die ihm aufgefordert haben
zurückzutreten und die De-
monstranten zu amnestieren.
BKS erwiderte (aus Staatsrä-
son), er denke weder daran zu-
rückzutreten noch die De-
monstranten zu amnestieren,
weshalb er „Prälat ohne Mil-
de“ genannt worden ist. Im
Übrigen sind alle 233 De-
monstranten des 15.7. freige-
sprochen worden, wie nach
dem Verhalten der Geschwo-
renengerichte auch zu erwar-
ten gewesen ist. BKS und
PSch, von den SOZ als die po-
lische Verantwortlichen für die
Ereignisse des Juli 1927 an-
gesehen, sind zu den bestge-
hassten Gegnern der SOZ ge-
worden, deren Kinder Spott-
verse sangen (siehe Kasten),
Karl Kraus, der Herausgeber
„Der Fackel“, hat in offen an-
geschlagenen Plakaten PSch
als den für die Toten Verant-
wortlichen aufgefordert „ab-
zutreten“. Auch vor den Grä-
bern ist es zu keiner Versöh-
nung gekommen. In der am
20.7. anlässlich des Begräb-
nisses der Opfer der SOZ mit
Trauerrand erschienen AZ
wird die Schuld an diesen
traurigen Ereignissen aus-
schließlich der Regierung zu-

Spottlieder der Sozialisten
zum 15. Juli 1927

„Schober, Schuft, Polizeipräsident, wie wird’s dir ergehen,
sieht man schon am Schottenring die Roten Garden stehen“

„Wer g’hört auf d’Gaslatern, wer g’hört auf d’Gaslatern, der
erste von de Herrn, des wird der Herr von Seipel wern, der
zweite von de Herrn, des wird der Herr von Schober wern.“

Quelle: „Die Wiener Polizei, ein Portrait“, Seite 16 Ju.
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S chon im Altertum hat 
Plinius (ca. 50 NC) die
Euthanasie (griechisch:

leichter Tod, schöner Tod, Gna-
dentod) für damals unheilbar
Kranke gefordert. In der Neu-
zeit (1920) ist die Vernichtung
von „Lebensunwerten Leben“
von Binding und Koche ver-
langt worden (HL 3/693). An

der Wiener Universität ist 1925
die „Wiener Gesellschaft für
Rassenpflege (Rassenhygiene)“
gegründet worden, die die Un-
fruchtbarmachung (Sterilisa-
tion) der „Minderwertigen“ ge-
fordert hat; dieser Meinung sind
auch die Universitätsprofesso-
ren Wagner-Jauregg und Julius
Tandler gewesen (DOK 125). 

Die Zwangssterilisation ist
eine medizinische Maßnahme
zur Hebung der Volksgesund-
heit, damit wird auch eine Min-
derung der Pflegekosten be-
zweckt. Zuerst in Kalifornien,
dann in weiteren 28 Staaten der
USA, sind bis 1939 insgesamt
30.690 Personen – hauptsäch-
lich Geisteskranke und Gei-

stesschwache – sterilisiert wor-
den. In Europa ist zuerst 1928
im Schweizer Kanton Waadt
die Sterilisation gestattet wor-
den; es folgten Dänemark und
die nordischen Staaten (KR
325). Rechtsgrundlage für die
Sterilisation im Deutschen
Reich ist das „Gesetz zur Ver-
hütung erbkranken Nach-
wuchses“ vom 14.7.1933,
dRGBl 1933, S 529, eingeführt
in den „Österreichischen 
Gauen“ mit 1.1.1940. Im deut-
schen Reichsgebiet sind rund
400.000 Menschen sterilisiert
worden, davon in Österreich
25.000 (DOK 127).

Die Vernichtung „unwerten“ Lebens
Im Vorjahr ist in verschiedenen Orten Salzburgs eine Ausstellung unter dem Titel „Die
Vernichtung unwerten Lebens, NS-Euthanasie“ gezeigt worden. Ziel der Ausstellung sei,
wie deren Veranstalter Walter Reschreiter schreibt, den Opfern symbolisch ihre Lebens-
geschichte, ihren Platz in unserer Mitte zurück zu geben. Die Besucher sollten für ande-
re Menschen und den Wert des Lebens sensibilisiert, mit dem Aspekt der Geschichte
vertraut und zur Auseinandersetzung mit unserer jüngsten Vergangenheit angeregt wer-
den (E 58 ff.).

geschoben, wie es schon Ende
der 20er Jahre in den Partei-
pressen üblich gewesen ist; un-
ter anderem heißt es: Versöh-
nung? Es gibt keine; in unse-
ren Herzen brennt der Hass.
Wir geloben den unermüd-
lichen Kampf gegen die bür-
gerliche und kapitalistische
Welt, das fordern unsere To-
ten. Ihr Blut wird gesühnt sein,
wenn der Sozialismus siegt.
(PÖ 306, 317, EC 276, ZB
168, FK 5/2002-7, KK 217 f.,
HD 18/385, 27/51). An dieser
Haltung hat sich bis heute
nichts geändert, wie aus einer
im MAK 16, vom März 2007,
angekündigten Veranstaltung
unter dem Titel „15. Juli 1927,
das Polizeimassaker vor dem
Justizpalast“ hervorgeht. 

15. Über die Frage des Ver-
schuldens an diesen traurigen
Ereignissen wird bis heute dis-
kutiert. Sowohl die Regierung
und Pol einerseits als auch die
SOZ haben vielfach die Lage
falsch eingeschätzt, schwere
Fehler und Fehlentscheidungen
getroffen. Otto Bauer bezeich-
nete auf dem Parteitag vom
29.10.1927 die Ereignisse des

15.7.1927 als „Episode“; er rüg-
te den von einem inkompeten-
ten Führungsgremium der SOZ
ausgerufenen Generalstreik;
wie später AS in seinem er-
wähnten Buch hat Karl Renner
auf diesem Parteitag der Füh-
rung der SOZ in den kritischen
20er Jahren die eigenmächtige
Entscheidung einer kleinen
Gruppe vorgeworfen, die eine
Gesamtverantwortung illuso-
risch mache. In jenen Tagen hät-
ten wenige Personen wichtige
Entscheidungen getroffen, ohne
dass sie im Augenblick die Fol-
gen übersehen hätten können.
(PÖ 317, HD 18/373, HD 27/19
ff., 25, WP 15 f., EC 276, ZB
161). Unbestritten ist, dass es
mit der Störung des Aufmar-
sches der FK in Schattendorf
am 30.1.1927 durch die SOZ
seinen Anfang genommen hat.
Unbestritten ist weiters, dass,
nachdem sich die Lage am 14.7.
beruhigt hat, in der Nacht zum
15.7. die E-Werks-Angestellten
durch Abschaltung des Stromes
das Signal zum Streik gegeben
haben, der schon vorher durch
den (siehe Ziffern 4 und 5)
Brandartikel am 15.7. in der AZ
angeregt worden ist. 

16. Wie BKS haben auch
die Bürgerlichen befürchtet,
dass die Demonstrationen des
15. Juli 1927 die Generalpro-
be für die von Otto Bauer am
Parteitag der SOZ am
3.12.1926 in Linz erwähnten
Möglichkeit der Diktatur des
Proletariates sind. Die Heim-
wehr, in der BKS das Erwachen
der schläfrigen Bürger gesehen
hat, hat reichen Zulauf bekom-
men. Die SOZ haben auf ihrem
Parteitag am 29.10.1927 be-
schlossen, den von Theodor
Körner als Ordnertruppe auf-
gestellten SB militärisch aus-
zubilden, um dem erhöhten
Schutzbedürfnis der SOZ
Rechnung zu tragen; Theodor
Körner tritt zurück, neuer Füh-
rer des SB wird Major Alexan-
der Eifler. Damit ist der SB,
worauf auch Neugebauer hin-
gewiesen hat, zu einer Wehr-
formation geworden; die Spal-
tung zwischen den SOZ und
den Bürgerlichen habe die Ent-
stehung eines österreichischen
Patriotismus untergraben. Die
Kämpfe des Februars 1934 und
letzten Endes auch der Unter-
gang Österreichs 1938 waren
vorprogrammiert. (PÖ 287,

FFÖ 22, HD 18/379 ff., 402,
HD 27/15, 30, KK 222 f., TAG
17 ff., WP 12, DAK 17 ff.)

Zitate und Quellen:
AS: Adolf Schärf, „Österreichs 
Erneuerung 1945 – 1957“
DAK: Dokumentationsarchiv, 
Ausstellungskatalog 
EC:  Elias Canetti, „Die Fackel im
Ohr“
EX: „Die Exekutive“, Organ der 
Kameradschaft der Exekutive 
Österreichs, 04/07
FFG: Friedrich Funder, „Vom 
Gestern ins Heute“
FFÖ: Friedrich Funder, „Als 
Österreich den Sturm bestand“
FK: Freiheitskämpfer, Jahrgang, Seite
FU: „Die Furche“ vom 17.7.1997
HD 18: Heinrich Drimmel, „Vom 
Umsturz zum Bürgerkrieg, Österreich
1918-1927“
HD 27: Heinrich Drimmel, „Vom 
Justizpalastbrand zum Februarauf-
stand, Österreich 1927-1934“
HL: Der große Herder, Lexikon, Band,
Spalte
KK: Klemens Klemperer, „Ignaz 
Seipel, Staatsmann in einer Krisenzeit“
MAK: „Alfred Klahr Gesellschaft,
Mitteilungen“, März 2007
PÖ: Hugo Portisch, „Österreich
Band I.“
SW 80: „80 Jahre Sicherheitswache“
WP: „Die Wiener Polizei, ein 
Portrait“ 
ZB: „Zeit im Bild, Die Goldenen 20er
Jahre“

Ju.



Hitler hat mit einem Ge-
heimschreiben vom Oktober
1939, rückdatiert mit Kriegs-
beginn 1.9.1939, seine Zu-
stimmung gegeben, dass „nach
menschlichem Ermessen un-
heilbar Kranken bei kritischer
Beurteilung ihres Krankheits-
zustandes der Gnadentod ge-
währt werden kann“. Diese als
Gnadentod („Euthanasie“) be-
zeichnete Massenermordung
wurde im internen Dienstge-
brauch unter dem Code „T4“
geführt, benannt nach der Zen-
trale dieser Aktion in Berlin,
Tiergartenstraße 4 (E 60, DOK
128).

Mit der Ermordung „miss-
gebildeter“ Neugeborener und
Kleinkinder (Kindereuthana-
sie) haben die NS schon 1939
begonnen. Diese Tötungen ha-
ben in bestimmten Kinderkli-
niken stattgefunden in Wien,
Klagenfurt und Graz. Den El-
tern wurde eingeredet, in die-
sen Kliniken könnten ihre Kin-
der die besten Heilungschan-
cen haben. Die Kinder sind
hauptsächlich durch Schlaf-
mittel, aber auch durch Pfle-
gevernachlässigung getötet
worden, zum Teil waren sie
auch Ziel medizinischer Ex-
perimente. Die „Kindereutha-
nasie“ ist die Vorstufe der „Ak-
tion T4“ gewesen (E 58 ff.). 

Von der Zentrale in Berlin
sind an die Kranken- und Heil-
anstalten Fragebogen ausge-
sandt worden, die unter ande-
rem nach Krankheiten und
Symptomen sowie Angehöri-
gen gefragt haben; auf dieser
Grundlage in der Regel ohne
näheren ärztlichen Befund ist
dann in Berlin über Leben und
Tod entschieden worden (E
60). In 6 Mordanstalten, über
ganz Deutschland verstreut
und gut getarnt, sind in den
Jahren 1940 und 1941 70.273
Personen ermordet worden
(FK 20/2007 S 7 „Der einsa-
me Zeuge“). Eine  dieser Er-

mordungsanstalten ist Hart-
heim in Oberösterreich gewe-
sen, wo die größte Anzahl der
Morde – 18.269 – erfolgt ist
(E 60). 

Der Vorgang ist in allen
Anstalten der gleiche gewesen,
wie in der Salzburger Aus-
stellung gezeigt wird; in die-
ser Ausstellung wird auch ein
gemeinsam mit unserem Salz-
burger Landesobmann Her-
mann Prodinger gestalteter
Film gezeigt. Auf einem Bild
ist Maria Prodinger, die
Schwester unseres Salzburger
Landesobmannes, als eine der
Opfer dargestellt; sie ist am
16.4.1941, damals 26 Jahre alt,
von der Salzburger Nerven-
klinik Lehen, wo sie seit Juni
1934 mit der Diagnose „Ju-

gendirrsinn“ (heute Schi-
zophrenie) gewesen ist, zu-
sammen mit vielen anderen
Patienten mit einem Autobus
nach Hartheim gebracht und
dort noch am selben Tag in ei-
ner als Dusche getarnte „Gas-
kammer“ mit „Zyklon“ getö-
tet worden. Wegen der „Gefahr
der Verbreitung gefährlicher
in den Verständigungen ver-
schieden bezeichneter Krank-
heitserreger ist die sofortige
Einäscherung und die Ver-
nichtung ihrer Habe notwen-
dig gewesen“ (E 58 f.). Den

Hinterbliebenen ist eine Urne
übersandt worden. 

In einer von US-Truppen
im Juni 1945 in einem Stahl-
behälter der Vernichtungsan-
stalt Hartheim gefundenen
„Hartheimer-Statistik“ werden
die „Unkosten“, die entstanden
wären, wenn die 70.273 in den
Euthanasieanstalten getöteten
Menschen noch am Leben wä-
ren, und 10 Jahre gelebt hät-
ten, mit 858,439.800 Reichs-
mark (heute etwa 3,5 Mrd.
Euro) berechnet (FK 20/2007,
7 „Der einsame Zeuge”). 

Trotz Geheimhaltung ist
dieser ungeheure Massenmord
nicht verborgen geblieben, wo-
für vor allem christliche Kir-
chen gesorgt haben (DOK

129). Der damalige Erzbischof
von Münster in Westfalen
(später Kardinal) Clemens Au-
gustin Graf Galen (Löwe von
Münster) hat in zahlreichen
Predigten, die zum Teil auch
in anderen Kirchen von der
Kanzel verlesen worden sind,
diese Massenmorde gegeißelt.
Hiefür ist er am 9.10.2005 in
Rom selig gesprochen worden
(FK 19/2006, 6). 

Die Visitatorin des Ordens
der Barmherzigen Schwestern
vom heiligen Vinzenz von Paul

in Salzburg Anna Berta Kö-
nigsegg hat den über 100 in ös-
terreichischen Krankenanstal-
ten tätigen Schwestern die
Weisung erteilt, weder bei der
Sterilisation noch bei der „Ver-
legung“ der Patienten mitzu-
wirken. Sie ist deswegen bei
der Gestapo von 17. bis
28.9.1940 und vom 16.4.1941
bis 13.8.1941 in Haft gewesen
und „gauverwiesen“ worden.
Ab dem Sommer 1945 wieder
in Salzburg, konnte sie die
Wiedererrichtung der von der
Gestapo beschlagnahmten
Klostereinrichtungen noch er-
leben und ist am 12.12.1948
in Salzburg gestorben. Nach
ihr ist eine Straße benannt
worden (FK vom September

1991, 5). Diese Proteste haben
erreicht, dass die „Aktion T4“
am 24.8.1941 off iziell abge-
brochen worden ist (DOK
129).

Nach Einstellung der „Ak-
tion T4“ ist die Mordserie un-
ter dem Code „14 f 13“ von
1941 bis 1944 weitergeführt
worden. Opfer waren Häftlin-
ge oder rassenideologisch Un-
liebsame aus dem KZ; von den
KZs Mauthausen und Gusen
sind vermutlich TBC-Kranke
und Geisteskranke überstellt
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worden. Ebensolche Kranke
sind auch aus Frankreich, Bel-
gien, dem Reichsprotektorat
Böhmen und Mähren, weiters
alte Pfleglinge verschiedener
österreichischer Altersheime,
nach Hartheim überführt wor-
den. Die Zahl dieser Opfer
wird auf rund 30.000 geschätzt
(E 60, FK Mai 1997, 6). In der
sogenannten „Wilden Eutha-
nasie“ töteten bis 1945 Kli-
nikärzte auf eigene Faust wei-
ter, indem sie medizinische
Experimente unternahmen
oder Patienten verhungern lie-
ßen (E 60). Der Behinderten-
vertreter der ÖVP im Natio-
nalrat Franz Joseph Huainigg
bemängelte in einer in der FU
vom 29.03.2007, S 22 f. unter
dem Titel „Von Integration soll
man nicht mehr reden müssen“
wiedergegebenen Diskussion,
dass bei der EU-Diskussion
über die Sterbehilfe wieder das
Leben behinderter Menschen
in Frage gestellt werde. Uner-
träglich ist für ihn auch, dass
es immer noch in Österreich
eine eugenische Indikation
gibt (§ 97, Abs. 1, Z 2, STGB).
Dieser Meinung ist auch die
Abgeordnete der Grünen The-
resia Haidlmayr, die nur die
Streichung des Halbsatzes, der
eine mögliche Behinderung als
Abbruchgrund festlegt, ver-
langt. In einem „Gedenk-
buch“, das seit 2002 von der
Dokumentationsstelle Hart-
heim (DSH), einer Außenstel-
le des oberösterreichischen
Landesarchives, geführt wird,
sind die Opfer und deren näch-
ste Angehörige verzeichnet;
nur Angehörige können vom
DSH vollständige Datensätze
erhalten (DSB 07/101, 107).

Im Europaparlament emp-
fahl der Unterausschuss für
Umwelt, Öffentliche Gesund-
heit und Konsumentenschutz
Ende April 1991, die Tötung
auf Verlangen zu legalisieren,
was bis heute auch in zahlrei-
chen Ländern geschehen ist.

In den Niederlanden sind noch
vor Inkrafttreten eines diesbe-
züglichen Gesetzes jährlich
rund 2.300 im Rahmen der so-
genannten „Sterbehilfe“ getö-
tet worden (FK vom Dezem-
ber 1994, S 10 f. „Eine Fris-
tenlösung für Alte?“). In Ös-
terreich ist sowohl die Tötung
auf Verlangen als auch die Bei-
hilfe zum Selbstmord gericht-
lich strafbar (§§ 74, 75
STGB). Wohl aber kann jeder,
solange er seiner geistigen Fä-
higkeiten mächtig ist, durch
eine sogenannte „Patienten-
verfügung“ den Wunsch äu-
ßern, dass der Eintritt seines
Todes nicht durch irgendwel-
che medizinische Apparate
verlängert wird (Patientenver-
fügung BGBl. I./55/2007). 

Der Innsbrucker Rechts-
anwalt Dr. Ivo Greiter hat in
einem in der FU vom 6.8.1992
erschienen Artikel „Eine Fris-
tenlösung für Alte?“, wieder-
gegeben auszugsweise im FK
vom Dezember 1994, S 10 f.,
gemeint, die Argumente für

die Abtreibung ließen sich
leicht übertragen, denn es gebe
nur zwei kritische Zeiträume,
in denen das Leben besonders
gefährdet sei, die ersten drei
Monate nach der Empfängnis
und die letzten Jahre vor dem
Tod. In einem fiktiven Geset-
zesentwurf legt er anhand der
Bestimmungen über die Fris-
tenregelung (§ 96 Abs. 3
STGB) dar, wie die Argumen-
te für die Fristenregelung auch
auf alte Menschen angewen-
det werden könnten: hohe
Dunkelziffer, Belastung und
Gesundheitsgefährdung der
Kinder, finanzielle Belastung
durch die Pflegekosten, „mei-
ne Eltern gehören mir“, also
bin ich für die Entscheidung
über deren Leben zuständig
(bei Fristenregelung „Der
Bauch gehört mir“). 

In einem Beitrag in der
Zeitschrift U-Sch vom März
2007, S 6 f. wird berichtet, dass
die Vereinten Nationen am 13.
Dezember 2006 mit dem Be-
schluss der 8. UN-Menschen-

rechtskonvention die Rechte
von Menschen mit Behinde-
rungen völkerrechtlich veran-
kert haben. Diese Konvention
verbietet jede Form der Dis-
kriminierung von Behinderten.
Sie garantiert unter anderem
das Recht auf ein unabhängi-
ges und selbstbestimmtes Le-
ben. Unter „Menschen mit Be-
hinderungen“ werden jene ver-
standen, die langfristig an kör-
perlichen, psychischen, geisti-
gen oder Sinnes-Beeinträchti-
gungen leiden, die im Zu-
sammenspiel mit verschieden-
artigen Beschränkungen ihre
volle, tatsächliche und gleich-
wertige Teilnahme an der Ge-
sellschaft behindern könnten.
Die Vertragsstaaten verpflich-
ten sich zur Unterbindung jeg-
licher Form der Diskriminie-
rung aufgrund geistiger oder
körperlicher Behinderungen.
Gesetze und Sitten, die behin-
derte Menschen benachteili-
gen, müssen beseitigt, und Vor-
urteile behinderten Menschen
gegenüber müssen bekämpft
werden. Diese Konvention, die
2008 oder 2009 in Kraft treten
soll, ist schon von ca. 80 Staa-
ten, darunter Österreich, unter-
zeichnet worden; sie ist jeden-
falls auch ein Riegel gegen die
zwangsweise Euthanasierung
und Sterilisierung.

Quellen und Abkürzungen:
DS 07: Jahrbuch 2007 des Doku-
mentationsarchivs des österreichi-
schen Widerstandes
DOK: Katalog der permanenten
Ausstellung des Dokumentationsar-
chives des österreichischen Wider-
standes.
E: „Echo: Salzburger Nachrichte-
nillustrierte“, November 2006
FU: Die Furche, Datum, Seite
FK: Der Freiheitskämpfer, Datum,
Nummer, Seite
HL: Lexikon der Große Herder,
Band, Spalte
KR: Ernst Seelig „Lehrbuch der
Kriminologie“, Verlag Josef A.
Kienreich, Graz 1951
USch: „Unser Schaffen – Monatsma-
gazin der Hilfsgemeinschaft der Blin-
den und Sehschwachen Österreichs.

Ju.
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Das wünsche ich dir auf deinem Weg
Mögen sich die Wege vor deinen Füßen ebnen,
mögest du den Wind im Rücken haben,
möge die Sonne warm dein Gesicht bescheinen!
Gott hat deinen Namen in seine Hand geschrieben.

Mögest du in deinem Herzen 
die kostbaren Erinnerungen der guten Dinge 
in deinem Leben dankbar bewahren.

Das wünsche ich dir:
dass jede Gottesgabe in dir wachse und sie dir helfe,
die Herzen jener froh zu machen, die du liebst.
Möge freundlicher Sinn glänzen in deinen Augen, anmutig
und edel wie die Sonne,
die, aus den Nebeln steigend, die ruhige See wärmt.

Gottes Macht hält dich aufrecht,
Gottes Auge schaut für dich,
Gottes Ohr hört für dich,
Gottes Wort spricht  für dich.

Gottes Hand schützt dich.            (Altirische Segenswünche)

Quelle: „Worte für Pilger“, Hermagoras Verlag, Klagenfurt-Wien,
2006, Seite 4



D a bin ich zwei Jahre
meines Lebens gewe-
sen „schau, sagte er,

ich bin Jude und zwischen 1942
und 1944 kamen meine Mutter
und ich nach Tervuren, um uns
vor den Deutschen zu verste-
cken. Vater und Mutter flüch-
teten 1920 aus Polen nach
Deutschland, 1926 zogen sie
nach Brüssel. Ich wurde als ein-
ziges Kind 1928 geboren. Mein
Vater starb Anfang 1942“. Die
Razzien der Deutschen gegen
Juden wurden immer heftiger
und im Frühjahr 1943 fühlten
wir uns im Zentrum von Ter-
vuren nicht mehr sicher genug.
Wir mussten einen Platz f in-
den, der mehr außerhalb des
Dorfzentrums lag. 

Aufgrund von Mitteilun-
gen läutete ich an der Tür des
Klosters der Herzjesu-Priester
an. Der Pförtner öffnete mir
und brachte mich zum Pater
Rektor. Die Schule war ein Ju-
venat,  die Schüler waren
Interne und darauf vorbereitet
worden, nach ihrem Schulab-
schluss Ordensleute zu wer-
den. Der Pater sah mich mit-
leidig an und sagte zu meiner
großen Erleichterung: „Ich
kann dir helfen, du kannst bei
uns Schüler werden, und für
deine Mutter finden wir Leu-
te, bei denen sie als Dienst-
magd arbeiten kann.“ Die Sa-
che hat aber ein Aber: Wenn
ich Schüler würde, musste ich
auch wie die anderen Schüler
auftreten können. Kurz um, ich
war ein Jude, nicht katholisch
getauft. Ich müsste katholisch
getauft werden. Ich  antworte-

te den Pater: „Darüber muss
ich zu Hause erst mit meiner
Mutter reden.“ Wir waren
nicht besonders gläubig. Nach
dem Tod des Vaters erklärte
mir meine Mutter, dass der
Sohn, wenn er 13 Jahre alt
werde, als „Haupt der Fami-
lie“ fungieren würde, sie sag-
te die Entscheidung liegt bei
dir. Mir tief in die Augen bli-
ckend, fragte sie: „Bist du
wirklich im Stande an das
Christentum zu glauben?“ Ich
nahm wieder mit dem Pater
Kontakt auf. „Ich bin Ihnen
sehr dankbar für den Vor-
schlag, aber es ist nicht ehr-
lich, wenn ich der Katholi-
schen Kirche beitrete, ohne da-
von innerlich überzeugt zu
sein. Der Pater schien das zu
begreifen und sagte zu meiner
Überraschung: „Du kannst
hier als Knecht arbeiten.“ 

Meine Mutter konnte als
Magd bei einem Ehepaar ar-
beiten. Es waren mit mir noch
zwei andere jüdische Jungen
da und etwa fünf Flamen, die
ebenfalls Knechte waren. Wir
Knechte schliefen im zweiten

Stock des Klosters an der Stra-
ße und mussten morgens Früh
zur Messe in der Kirche sein.
Danach machten wir uns an
die Arbeit. 

Nach einiger Zeit wurde
ich vom Vizerektor mit der
Aufgabe betraut, mit ihm im
Sekretariat der Klosterzeit-
schrift „Das Reich des Her-
zens Jesu“ zusammen zu ar-
beiten. Diese Arbeit habe ich
dann bis zur Befreiung Bel-
giens im September 1944 ver-
richtet. 

Zweimal gab es einen
Überfall der Gestapo. Eines
Tages war ich bei der Arbeit
mit der Zeitschrift „Das
Reich“. Da hörte ich im Zim-
mer nebenan Gepolter und
harte Stimmen. Später hörte
ich: Männer in deutschen Uni-
formen haben das Zimmer von
Pater Muermans untersucht,
um Beweismaterial gegen ihn
zu finden. Der Herzjesu-Pater
wurde später verhaftet und
nach Deutschland in ein Kon-
zentrationslager gebracht. Er
kehrte nie zurück.

Es kam noch ein zweiter
unerwünschter Besuch der Ge-
stapo. Da hat uns der Bruder
in einem geheimen Kellerraum

versteckt, der den Leuten nicht
bekannt war. Der Eingang be-
fand sich unter dem Schrank
im Erholungszimmer der Pa-
tres in einer Art Speisesaal. 

Unmittelbar nach der Be-
freiung bin ich mit meiner
Mutter wieder nach Brüssel
gezogen. Ich habe meine
Schule zu Ende gebracht und
an der freien Universität Brüs-
sel Medizin studiert. 

Der bei der ersten Razzia
verhaftete Pater Kristian Hu-
ber-Muermans ist am 9.3.1909
in Hees-Bilzen geboren, stu-
dierte bei den Herzjesu-Pries-
tern in Tervuren und trat am
29.9.1928 in den Orden ein.
Am 9.7.1943 wurde er in Lö-
wen zum Priester geweiht.
Muermans war Lehrer in Ter-
vuren und zugleich Lehrer für
Katechetik in Brüssel. Dann
ist er in der Untergrundpresse
tätig geworden und half vielen
Jugendlichen unterzutauchen.
Die Gestapo bekam es heraus
und verhaftete ihn eines Tages
vor seinen Schülern. Er kam
nach einem Gefängnisaufent-
halt in Brüssel in die Konzen-
trationslager Buchenwald, Ell-
rich, Harzungen und Dora, wo
er am 16.2.1945 kurz vor der
möglichen Befreiung starb.

In der Zeit vom 10.8.1943
bis 3.4.1945 sind im KZ Klos-
terwerk-Plankenburg viele
Belgier gestorben. Die Wiege
der Raumfahrt stand in diesem
Konzentrationslager. Dort hat-
ten die Nazis 60.000 Arbeits-
sklaven eingesetzt. 

Quelle: „Leben in Fülle“ Kalender
der „Herz-Jesu-Priester“ 2005, Sei-
te 32 ff.

Ju.
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Herzjesu Priester in Belgien halfen 
Juden im Zweiten Weltkrieg

Was will eigentlich der Humanismus?
Das Ziel des Humanismus ist schlicht und einfach der
Mensch als ganzer Mensch! Der Mensch ist ein Wesen in
Werden, so wird das Ziel des Humanismus konkret ewig
eine Frage bleiben: Die Fülle des Menschen ist immer im
Werden!

Das Werden im Menschen … das ist schon seine Fülle.

Quelle: Humanismus von Josef Garcia-Cascales, Verlag Hermagoras
Klagenfurt-Wien, 2005, Seite 13.

Armand – so will er genannt werden – meldete sich vor Jah-
ren in den Sommerferien bei den Herzjesu-Priestern in Ter-
vuren: „Ich bin hier im letzten Weltkrieg als Jude unter-
getaucht, auf der Flucht vor den Nazis.“ 
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Urlaubssperre
Das Sekretariat der Bundesleitung und der Landesleitung

Wien ist vom 28. Juni bis einschließlich 31. August 2007
geschlossen.

Dringende Anfragen bitte schriftlich oder telefonisch unter
01-406 11 44. Ein Journaldienst wird für die Weiterleitung und
Bearbeitung sorgen. Ab 3. September 2007 ist unser Sekre-
tariat Wien 8, Laudongasse 16, Straßentrakt 1, 1. Stock wie-
der jeden Mittwoch von 10 bis 12 Uhr geöffnet.

Rückstellung von Liegenschaften
Ende der Antragsfrist 31.12.2007

Vom Allgemeinen Entschädigungsfonds für Opfer des Natio-
nalsozialismus sind wir verständigt worden, dass die gesetzliche
Frist zur Einreichung von Anträgen auf Rückstellung von Liegen-
schaften und Gebäuden an die Schiedsinstanz für Naturalresti-
tution bis 31.12.2007 verlängert worden ist. An die Schiedsin-
stanz können Anträge auf Rückstellung von Liegenschaften und
Gebäuden (für jüdische Organisationen auch bewegliche kör-
perliche Sachen) gerichtet werden, die sich am 17. Jänner 2001
im Eigentum des Bundes bzw. der Stadt Wien, der Gemeinden
Bad Ischl, Eisenstadt, Stockerau, Mattersburg, Oberwart, Pur-
kersdorf, Rechnitz, Wiener Neudorf, Vöcklabruck oder der Bundes-
länder Oberösterreich, Niederösterreich, Burgenland, Salzburg,
Vorarlberg, Kärnten oder Steiermark befunden haben.           Ju.

Das Antragsformular für Naturalrestitution steht bereits 
wieder auf der Website unter www.nationalfonds.org bzw.

www.entschaedigungsfonds.at zum Download zur Verfügung.
Die Formulare können auf Anfrage (Tel: 01/408 12 63) auch 

zugesandt werden.

Landesverband Steiermark 
wählt neuen Vorstand

Am 26.5.2007 hielt der Landesverband Steiermark sei-
ne ordentliche Generalversammlung ab. Bei dieser legte
der langjährige Landesobmann Prof. KomR. Alfred Gerstl,
Präsident des Bundesrates a.D. und stellvertretender
Bundesobmann, seine Funktionen nieder und übergab
die Leitung des Landesverbandes in jüngere Hände. Als
Dank und Anerkennung für seine hervorragenden Leistun-
gen wurde er zum Ehrenobmann gewählt. Auch das Kura-
torium der Bundesorganisation dankt Kamerad Gerstl für
seine aufopferungsvolle Arbeit und Initiativen zum Wohl un-
serer Gesinnungsgemeinschaft.

Neuer Obmann wurde Mag. Wolfgang Schwarz. Ihm zur
Seite stehen als sein Stellvertreter Univ.Prof. Dr. Karl Al-
brecht v. Kubitzky, als Kassier Prof. Dr. Alois Schöllauf, als
Kassenprüfer Dr. Ewald Gottl und Reg.Rat Franz Kelbitsch,

sowie als Schriftführerin Lie-
sa Maria Schwarz.

Zu Beiräte wurden Erna
Pinter, Alois Guggenbichler und
Helmut Spielmann bestellt.

Das Schiedsgericht bil-
den Elisabeth Gerstl, Ansel-
ma Papouschek und OI Josef
Klein.

Wir wünschen dem neuen
Obmann und seinem Team viel
Erfolg in der Arbeit für unsere
Kameradschaft.

GK

Ein Politiker denkt an die nächste Wahl; ein Staats-
mann an die nächste Generation.
(James Freeman Clarke, amerikanischer Prediger und Autor)

Tradition heißt nicht, die Asche aufheben, sondern
die Flamme weiter reichen. 
(Ricarda Huch)

Wer den Menschen und das Menschliche ignoriert, nicht
respektiert, verschmäht, der wird den Menschen bald in-
strumentalisieren … zum Werkzeug degradieren! Das ist
oft genug geschehen, auch unter dem Mantel des „guten
Willens“! Das ist oft geschehen, auch wenn man vorgab,
eine bessere Welt bauen zu wollen … und sogar der Reli-
gion zum Triumph verhelfen zu wollen. 

Quelle: Humanismus von Josef Garcia-Cascales, Verlag Hermago-
ras Klagenfurt-Wien, 2005, Seite 17.


